
Wir wollen sicherstellen, daß kein EG-Staat durch den Prozeß 
der wirtschaftlichen Einigung Deutschlands in seinen Chancen 
beeinträchtigt wird. Wir haben und wir werden auch weiterhin 
über die aktuelle Situation und die Vorhaben irj den einzelnen 
Zweigen der Wirtschaft der DDR informieren. Bei den Gesprä­
chen konnte auch vereinbart werden, daß sich die Experten aus 
den einzelnen DDR-Ministerien mit der EG-Kommission über 
die Übergangsregelungen für die DDR austauschen.

Dabei sind sich beide Seiten darüber einig, daß in solchen 
schwierigen Bereichen wie beispielsweise dem Agrar- und Fi­
schereiwesen die DDR-Wirtschaft nicht sofort voll den EG-Rege- 
lungen ausgesetzt werden kann. Die Fristen können sich jedoch 
nur auf ganz wenige Jahre erstrecken, bis wir uns dem Wettbe­
werb in der EG stellen.

Die DDR bringt in die Europäische Gemeinschaft einen Erfah­
rungsschatz ein, der durch niemanden zu ersetzen ist. Das be­
trifft die Beziehungen zu den Ländern Ost- und Mitteleuropas. 
Niemand hat so viele Kenntnisse und Erfahrungen sammeln 
können, die natürlich auch auf Fehlern und Fehleinschätzungen 
beruhten.

Wir sind bestrebt, die gewachsenen wirtschaftlichen Verbin­
dungen im gemeinsamen Wandel der Wirtschaft zu festigen.

Im Staatsvertrag wurde das Prinzip des Vertrauensschutzes 
niedergelegt. Politisch haben sich damit beide deutsche Staaten 
dazu bekannt, die Beziehungen der DDR zu den Staaten des Rates 
für Gegenseitige Wirtschaftshilfe in die europäische Einigung 
einzubringen. Wir bemühen uns darum, über die wirtschaftliche 
Förderung für unsere Betriebe die Wirtschaftszusammenarbeit 
mit den Staaten des RGW zu sichern und auszubauen. Das sichert 
Arbeitspätze in der DDR aber auch in Osteuropa.

Die Verhandlungen mit der UdSSR und den anderen RGW- 
Staaten zur Überleitung der bestehenden Handelsverträge auf 
DM-Basis sind in den letzten Wochen intensiv geführt worden 
und so gut wie abgeschlossen.

Bei alledem sollten wir den Europarat nicht übersehen. Diese 
älteste westeuropäische Organisation der Nachkriegszeit hat ei­
ne wesentliche Rolle beim Schutz der Menschenrechte, bei der 
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, des politischen Pluralismus 
und der kulturellen Identität Westeuropas gespielt.

Seine Bedeutung wird angesichts der Überwindung der euro­
päischen Spaltung für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit, 
so meinen wir, weiter wachsen. Er hat sich sehr schnell auf die 
Veränderungen in Mittel- und Osteuropa eingestellt und allen 
interessierten Staaten seine guten Dienste angeboten.

Die DDR erhielt den Sondergaststatus. Damit steht uns die 
Mitarbeit in der Parlamentarischen Versammlung des Europa­
rates offen, können wir einer Reihe von Konventionen des Euro­
parates beitreten.

Anläßlich des Besuches des Außenministers der DDR beim 
Europarat haben wir die Möglichkeit der Mitgliedschaft in der 
Menschenrechtskonvention von 1950 sondiert, zu der wir uns 
uneingeschränkt bekennen.

Angesichts der Tatsache, daß unsere Aufmerksamkeit in den 
letzten Wochen vor allem auf die Veränderungen im Innern der 
DDR konzentriert sind, fragen sich die Menschen in den Ent­
wicklungsländern, ob wir sie vernachlässigen oder gar verges­
sen. Wir sind uns unserer Verantwortung in einer eng miteinan­
der verbundenen Welt bewußt.

Das Ende des Ost-West-Konfliktes stellt uns mehr denn je vor 
die Aufgabe, alles in unserer Kraft Stehende zu tun, um der Ver­
antwortung im Nord-Süd-Konflikt gerecht zu werden.

Schon in ihrer ersten Regierungserklärung hat sich die Regie­
rung für eine gerechtere internationale Wirtschaftsordnung ein­
gesetzt. Dazu gehört eine Handelspolitik, die der Dritten Welt 
auf dem Weltmarkt eine echte Chance gibt und von Solidarität 
und Partnerschaft getragen ist.

Wir sollten nicht vergessen: In der Dritten Welt geht es häufig 
ums Überleben, bei uns geht es ums Besserleben. Dies ist ein ge­
waltiger Unterschied.

(Beifall)

Die DDR wird die wirtschaftliche, medizinische und soziale 
Entwicklungszusammenarbeit mit ihren bisherigen Partnerlän­
dern voll weiterführen. Darüber hinaus wird es zunehmend ein 
gesamtdeutsches Engagement in der Dritten Welt geben. Dabei 
teilen wir die Einsicht, daß jede Hilfe eigene Anstrengungen in 
den Staaten der Dritten Welt unterstützen und Vertrauen in de­
ren eigene Kraft stärken muß.

Meine Damen und Herren! Diese Regierung ist noch keine 
100 Tage im Amt. Ihr wurde gleichzeitig auf vielen Gebieten Ge­
waltiges abverlangt. Das wird auch in den nächsten Monaten 
nicht anders sein.

Seien Sie bitte, gewiß, daß wir auch in Zukunft die innenpoliti­
schen Angelegenheiten wie bisher entschieden, umsichtig und 
in sozialer Verpflichtung ordnen werden und die außenpoliti­
schen Angelegenheiten behutsam, sicherheitspolitisch ausge­
wogen und in hoher Verantwortung für den Frieden wahrneh­
men wollen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Ministerpräsident, gestatten Sie zwei kurze Zwischen­
fragen?

(De Maiziere: Ich dachte, es wäre noch eine Aussprache.)

Sie haben nachher noch Gelegenheit, in der Aussprache Stel­
lung zu nehmen. - Bitte.

Dr. M ei sei (Bündnis 90/Grüne):

Herr Ministerpräsident, ich beziehe mich auf Ihre Aussagen 
im sicherheitspolitischen Teil. Ich habe mit großer Freude die 
sehr klare Position Ihrer Regierung in diesem Punkt gehört. Lei­
der mußte ich an verschiedenen Stellen, z. B. als Beobachter bei 
der Westeuropäischen Union, feststellen, daß es in großen Berei­
chen der NATO doch sehr andere Vorstellungen gibt. Kann ich 
Ihre Ausführungen so verstehen, daß Sie im Falle, daß sich die 
NATO nicht vom „flexible response“ und Vorneverteidigung 
trennen kann, eine Mitgliedschaft Gesamtdeutschlands in de 
NATO dann auch konsequent ablehnen?

Ministerpräsident de Maiziere:

Ich habe nicht die Haltung von anderen zu vertreten, sondern 
meine Haltung. Diese habe ich in der Erklärung eben dargelegt. 
Ich habe Ihnen zugleich gesagt, daß dies unsere Verhandlungs­
position ist.

(Beifall bei CDU/DA und SPD)

Dr. Heltzig (SPD):

Herr Ministerpräsident, ich habe mit großer Freude gehört, 
wie Sie auf die Institutionalisierung Europas innerhalb des 
KSZE-Prozesses eingegangen sind und die DDR-Vorschläge zu 
diesem Thema erwähnt haben. Es fällt auf, daß alle diese Vor­
schläge auf eine Institutionalisierung auf Regierungsebene ge­
richtet sind. Ich möchte Sie fragen, ob Sie dem Gedanken folgen 
können, daß die Institutionalisierung in voller Breite demokra­
tisch, also auf legislativer, exekutiver und auf Jurisdiktionsebe­
ne stattfinden soll. Ich frage Sie konkret: Unterstützen Sie den 
Vorschlag des Europa-Rates, den KSZE-Prozeß auf parlamenta-

830


